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Ohnmachts- und fehlende Anspruchsberechtigungs
erfahrungen als Erklärungsmodell für politische  
Ungleichheit

Zusammenfassung: Während Demokratie politische Gleichheit verspricht, ist sie real 
von Ungleichheit durchzogen. Je stärker Menschen gesellschaftlich marginalisiert sind, 
umso geringer ist tendenziell die Wahrscheinlichkeit, dass sie sich aktiv an Wahlen 
oder zivilgesellschaftlichen Politikformen beteiligen. Auf der Grundlage empirischer 
Forschung zum Alltag von Geflüchteten zeigt der Artikel, dass Ohnmachtserfahrun-
gen und die Erfahrung, nicht anspruchsberechtigt zu sein, für politische Nicht-Parti-
zipation eine entscheidende Rolle spielen. Er erweitert damit bestehende politikwis-
senschaftliche Erklärungsmodelle politischer Ungleichheit um eine erfahrungs- und 
gesellschaftszentrierte Perspektive.
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Während Demokratie politische Gleichheit verspricht, ist sie real von 
»Achsen der Ungleichheit« (Klinger u.a. 2007) durchzogen. Beispiele 

sind etwa die Beteiligung von Frauen (Ahrens u.a. 2020; Sauer 2001, 2019; 
Sauer/Wöhl 2012), Migrant*innen (Bieling/Huke 2021; Foroutan 2019; 
Scherr 2015; Singer 2019) oder Armutsbetroffenen (Schäfer 2015; Voigtlän-
der 2015): Je stärker Menschen gesellschaftlich marginalisiert sind, umso 
geringer ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie sich aktiv an Wahlen oder zi-
vilgesellschaftlichen Politikformen beteiligen (Huke 2021b). Als Folge da-
von findet nur ein Teil der gesellschaftlichen vorhandenen Alltagserfah-
rungen – und der mit ihnen verbundenen Interessen und Forderungen – 
einen politischen Ausdruck.

In der politikwissenschaftlichen Debatte werden unterschiedliche Erklä-
rungsmodelle für politische Ungleichheit diskutiert. Während einige Arbeiten 
den Fokus auf das Individuum – und dessen Zeit, Geld, soziales Kapital, Kom-
petenzen oder politisches Wissen – richten, stehen in anderen Arbeiten Funk-
tionslogiken des politischen Systems im Mittelpunkt, etwa Regeln, Sprache 
und Kultur des politischen Felds oder Ungleichheitseffekte der Parteienkon-
kurrenz um Wähler*innenstimmen. Sozial positionierte Alltagserfahrungen, 
die Menschen in einer von Ungleichheit durchzogenen Gesellschaft machen, 
spielen für beide Perspektiven nur eine untergeordnete Rolle.

Auf der Grundlage qualitativer Forschung zur politischen (Nicht-)Teilhabe 
von Geflüchteten entwickelt der Artikel demgegenüber ein erfahrungs- und ge-
sellschaftszentriertes Erklärungsmodell für politische Ungleichheit. Insbesondere 
alltägliche Ohnmachtserfahrungen und die Erfahrung, nicht anspruchsbe-
rechtigt zu sein, so die These, haben gravierende negative Auswirkungen auf 
politische Partizipation. Da entsprechende Erfahrungen umso wahrschein-
licher sind, je »prekärer bzw. riskanter die Lebensumstände« (El-Mafaalani 
u.a. 2017: 50) sind, begünstigen sie politische Ungleichheit. Erfahrungen von 
Menschen in prekären Lebenslagen – und die Ungleichheitsstrukturen, die 
sie hervorbringen – werden in der Folge in öffentlichen Aushandlungspro-
zessen unsichtbar (Dutta/Pal 2010: 364; Ottersbach 2015: 295).

Der Artikel ist in vier Abschnitte gegliedert: Der erste Abschnitt skiz-
ziert den Forschungsstand zu politischer Ungleichheit und unterscheidet 
dabei zwischen individualistischen und systemischen politikwissenschaft-
lichen Erklärungsansätzen. Der zweite Abschnitt geht empirisch der Fra-
ge nach, welche Rolle sozial positionierte Alltagserfahrungen für politi-
sche Ungleichheit spielen. Der dritte Abschnitt skizziert in Grundzügen, 
wie Ohnmachts- und fehlende Anspruchsberechtigungserfahrungen als 
Erklärungsmodell für politische Ungleichheit fungieren können und wie 
sich dadurch der Blick gegenüber bestehenden Ansätzen erweitert. Das 
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Fazit diskutiert abschließend forschungspraktische und demokratiethe-
oretische Konsequenzen der im Artikel entwickelten erfahrungs- und ge-
sellschaftszentrierten Perspektive.

1. Individualistische und systemische Erklärungsmodelle für  
politische Ungleichheit

Demokratie setzt voraus, »dass die Anliegen aller Mitglieder die gleiche Chan-
ce haben, im politischen Prozess berücksichtigt zu werden – ungeachtet der 
Unterschiede zwischen ihnen« (Elsässer 2018: 12). Sie ist jedoch empirisch, so 
ein geteilter Befund unterschiedlicher Forschungsarbeiten der vergangenen 
Jahre zur Situation in Deutschland, »mit wachsender Ungleichheit konfron-
tiert« (Foroutan 2019: 22). Die soziale Spreizung der Partizipation hat dabei 
im Zeitverlauf seit den 1970er-Jahren deutlich zugenommen (Schäfer 2013). 
Infolge der ungleichen Partizipation »verstärkt sich der Einfluss von einkom-
mensstarken Haushalten, während zugleich die Gefahr einer Vernachlässi-
gung der Belange einkommensarmer Haushalte zunimmt« (Volkert 2008: 
56). Die aktive Beteiligung an zivilgesellschaftlichen Aushandlungsprozessen 
und Protestformen ist dabei sozial selektiver als die Beteiligung an Wahlen 
(Böhnke 2011: 19; Klatt/Walter 2014: 159). Sie ist »in höheren gesellschaft-
lichen Schichten stärker ausgeprägt […] als in unteren Schichten« (Engels 
2004: 29). Der »›Aufstand des Publikums‹ ist in vielerlei Hinsicht ein Aufstand 
der […] Ober- und Mittelschicht« (Bödeker 2012: 6), der »Chor der bewegten 
Bürger singt die Lieder der Mittelklasse« (Nachtwey 2016: 92). Selbst »an 
Protesten gegen das Auseinanderdriften der Schere zwischen Arm und Reich 
nehmen überwiegend einkommensstarke und gut ausgebildete Angehörige 
der Mittelschichten teil« (Ottersbach 2015: 293; vgl. auch Bödeker 2012: 38).

In politikwissenschaftlichen Erklärungsansätzen politischer Ungleich-
heit lassen sich zwei Perspektiven unterscheiden: Individualistische Ansätze 
stellen Zeit, Geld, soziales Kapital, Kompetenzen oder politisches Wissen 
in den Mittelpunkt (Visser u.a. 2021: 2). Probleme für politische Ungleich-
heit werden dadurch implizit »eher den betroffenen Individuen und Grup-
pen zugeschrieben […], die aufgrund mangelnder Kompetenzen, Motiva-
tions-, Sprach-, Wissensdefizite entpolitisiert oder politisch desinteressiert 
und nicht mehr mit demokratischen Grundwerten vertraut seien« (Lösch 
2013: 119). Entsprechende Forschung stellt unter anderem fest, dass poli-
tische Partizipation »ein hohes Kompetenzniveau1 in Bezug auf Verhand-

1  Hier verstanden im Sinne einer Fähigkeit, nicht im Sinne von Befugnis (wie in systemi-
schen Ansätzen, siehe unten).
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lungsgeschick, strategisches Denken, Redegewandtheit, Selbstvertrauen 
voraus[setzt]« (Böhnke 2011: 20; vgl. auch Jörke 2011: 16). Sozial ungleich 
verteiltes politisches Wissen und politische Partizipation verstärken sich 
demnach wechselseitig (Moosdorf 2020). Bildung erweist sich als zentrale 
Determinante politischer und zivilgesellschaftlicher Teilhabe (Böhnke 2011: 
20). Neben Bildung spielen auch finanzielle und zeitliche Ressourcen eine 
Rolle für Partizipation. Engagement ist mit »Kosten und Folgekosten für 
Mitgliedschaften, Fahrten oder auch für die anschließende Geselligkeit, z. B. 
in Gaststätten, verbunden« (Voigtländer 2015: 39f.). Die Mitgliedschaft »in 
einer politischen Organisation ist […] in hohem Maße vom […] Einkommen 
bestimmt« (Bödeker 2012: 33). In der Folge existiert innerhalb der Zivilge-
sellschaft »eine grundlegende, auf ungleicher Ressourcenverteilung basie-
rende Asymmetrie« (Winter 1997: 540).

Systemische Ansätze richten demgegenüber den Blick auf die politischen 
Institutionen und ihre exkludierenden Effekte. Individuen werden dabei 
in erster Linie in ihrer Beziehung zu den politischen Institutionen in den 
Blick genommen. Im Anschluss an Pierre Bourdieu und sein Konzept des 
Habitus (Bourdieu 1987) verstehen einige dieser Ansätze das politische 
Feld als »eine Art Mikrokosmos mit eigenen Regeln, einer spezifischen 
Sprache und einer eigenen Kultur« (Lösch 2013: 129). Damit alltägliche 
Erfahrungen und Interessen Eingang in das politische Feld finden, müs-
sen sie in allgemeinen Begriffen ausgedrückt werden (Lösch 2013: 129). 
Legitime politische Sprechakte werden in der Regel »in Gestalt explizit 
politischer Denk- und Analyseprinzipien, die in einer abstrahierenden 
Sprache abseits von klassenspezifischen Alltagserfahrungen als nur von 
Experten zu beherrschende Diskurse zum Ausdruck gebracht« (Geiling 
2013: 365). Sie stehen im Kontrast zum »Prinzip der auf Habitus-Disposi-
tionen setzenden sozialen Praxis der Laien, die, weil ihnen die notwendi-
gen Ressourcen fehlen und ihnen somit das politische Feld unzugänglich 
und fremd bleibt, sich notwendigerweise auf der Grundlage ihrer Alltags-
erfahrungen, ihres im Habitus aufgehobenen Ethos, zum Politischen ver-
halten müssen« (Geiling 2013: 365). Politisch ausformulierte Interessen 
sind, so zeigte bereits Bourdieu, in signifikanter Art und Weise abhängig 
von der jeweiligen sozialen Position innerhalb der Gesellschaft, etwa von 
Geschlecht oder Ausbildungsniveau (Bourdieu 1987: 621). Je privilegier-
ter gesellschaftliche Gruppen sind, umso konsistenter, abstrakter und da-
mit auch erfolgreicher artikulieren sie in der Tendenz politische Interes-
sen (Mann 1970: 432; Weßels 2002: 151). Die Kultur des politischen Felds 
ist vor diesem Hintergrund sozial selektiv. Sie vermittelt den Eindruck, 
dass »politische Debatten, ähnlich wie Kunstgalerien und Opernhäuser, 
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von anderen, besser gestellten Menschen dominiert werden und für diese 
bestimmt sind« (Laurison 2015: 928, Übers. N.H.). Je weiter entfernt von 
der Alltagserfahrung politische Fragen sind, je abstrakter sie formuliert 
werden und je stärker sie »eine von genuin politischen Prinzipien aus-
gehende Antwort [verlangen]« (Bourdieu 1987: 625), umso sozial selekti-
ver erweist sich das politische Interesse in Bezug auf die jeweilige Frage. 
Politische Partizipation setzt, so zeigen die an Bourdieu anschließenden 
Forschungsarbeiten, Kompetenz »im Sinne von Befugnis [voraus], einem 
gesellschaftlich gebilligten und geförderten Gefühl berechtigt zu sein, sich 
mit Politik zu beschäftigen, politisch zu argumentieren, über die Autori-
tät zu verfügen, um über Politisches in politischen Begriffen zu sprechen« 
(Lösch 2013: 129). Politisches Wissen ist dieser Kompetenz im Sinne von 
Befugnis nachgeordnet. Nur diejenigen, denen »es quasi gesellschaftlich 
symbolisch und materiell zusteht, [neigen] […] dazu, sich auch politische 
Sachkompetenzen anzueignen« (Lösch 2013: 129).

Andere systemische Ansätze heben hervor, dass »der Grad der Invol-
vierung in die Politik nicht nur nachfrageseitig, sondern auch angebotssei-
tig bestimmt wird« (Weßels 2002: 146). Parteien und Parlamente werden 
»sozial immer homogener« (Elsässer 2018: 14), während gesellschaftlich 
Marginalisierte »zunehmend auf[hören], ihre Stimme im politischen Pro-
zess verlauten zu lassen« (Elsässer 2018: 14). Insbesondere »untere soziale 
Schichten«, so zeigt etwa Armin Schäfer, haben zunehmend »geringe Auf-
stiegshoffnungen und wenden sich resigniert von der Politik ab […]. Die im 
Wettbewerb Unterlegenen verzichten auf politische Partizipation, weil sie 
nicht mehr glauben, durch Politik ihre Lage verbessern zu können. An die 
Stelle des Protests gegen Ungleichheit treten Resignation und politische 
Apathie« (Schäfer 2008: 38). Sozial ungleiche Partizipation übersetzt sich in 
ungleiche Repräsentation (Schäfer 2013: 563): »Politische Entscheidungsträ-
ger orientieren sich stärker an den politisch Aktiven als an den Passiven, die 
weder wählen noch sich anderweitig politisch engagieren« (Schäfer 2013: 
563). In der Folge wird Politik in verstärktem Maße »selektiv responsiv zu-
gunsten der Einkommensstarken« (Elsässer 2018: 15). Es entsteht ein »Teu-
felskreis« (Schäfer 2015: 89) von Angebot und Nachfrage: Diejenigen, die po-
litisch schwächer repräsentiert werden und deren Interessen parteipolitisch 
nur begrenzt aufgegriffen werden, verzichten auf politische Partizipation. 
Je stärker der Verzicht ausfällt, umso weniger berücksichtigen Parteien in 
der Konkurrenz um Wähler*innenstimmen die Interessen entsprechender 
Gruppen: »Je mehr sich jedoch die Politik an den Wählern orientiert, desto 
wahrscheinlicher werden politische Entscheidungen, die soziale Ungleich-
heit verschärfen« (Schäfer 2015: 89).
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2. Alltagserfahrungen und politische Ungleichheit. Eine empirische 
Spurensuche

Mit Blick auf alltägliche Erfahrungen im Rahmen einer von Macht- und Herr-
schaftsverhältnissen durchzogenen Gesellschaft, so die These des folgenden 
Abschnitts, zeigt sich, dass es nicht ausreicht, politische Ungleichheit über 
individuelle Dispositionen oder die Funktionsweise des politischen Felds zu 
erklären. Zentral für politische Partizipation, so die These weiter, ist, dass 
sich Menschen alltäglich als handlungsmächtig und anspruchsberechtigt er-
fahren. Je nach sozialer Position in der Gesellschaft sind entsprechende Er-
fahrungen wahrscheinlicher oder unwahrscheinlicher. Sozial positionierte 
Alltagserfahrungen sind vor diesem Hintergrund eine wichtige Determinan-
te politischer Ungleichheit.

Die These, die den Abschnitt strukturiert, ist ein zentrales empirisches 
Ergebnis der Forschungsprojekte »Willkommenskultur und Demokratie in 
Deutschland. Flüchtlingspolitische Initiativen als Orte aktiver Bürgerschaft, 
kollektiver Konfliktaushandlung und demokratischen Lernens« (gefördert 
durch das Bundeministerium für Bildung und Forschung) und »Gefährdetes 
Leben. Alltag und Protest in Flüchtlingsunterkünften im Zuge der Corona-
Pandemie«. Methodisch basierten beide Projekte in erster Linie auf qualita-
tiven problemzentrierten Interviews, die – in einer pragmatischen Anwen-
dung von Konzepten der Grounded Theory – mit der Software MAXQDA kodiert 
wurden. Während in den 63 Interviews des ersten Projekts Perspektiven von 
Beratungsstellen, Behörden, Ehrenamtlichen und politischen Aktivist*innen 
im Mittelpunkt standen (Dinkelaker u.a. 2021; Huke 2021b), wurden im zwei-
ten Projekt 16 Bewohner*innen von Flüchtlingsunterkünften befragt, über-
wiegend von Erstaufnahmeeinrichtungen (Huke 2021a, 2021c).

Ein charakteristisches Element der in Interviews beider Forschungspro-
jekte beschriebenen Alltagserfahrungen von Geflüchteten – sei es aus ihrer 
eigenen oder einer externen Perspektive – sind Ohnmachts- und fehlende 
Anspruchsberechtigungserfahrungen. Entsprechende Erfahrungen entstehen 
entlang vielschichtiger, »intersektionaler« (Winker/Degele 2009) Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse, das heißt nicht nur infolge des Asylsystems, sondern 
auch infolge sozialer Ungleichheit, patriarchaler Gewalt oder Rassismus. Ohn-
macht bezeichnet dabei alltagssprachlich ein Gefühl der »Schwäche, Macht-
losigkeit, Unmöglichkeit zu handeln« (DUDEN 2021). In wissenschaftlichen 
Debatten findet der Begriff unter anderem Verwendung in demokratiethe-
oretischen Krisendiagnosen – hier in erster Linie als Ohnmacht gegenüber 
Institutionen und politischen Prozessen (Huke 2017) – oder arbeitssoziolo-
gischen Debatten um Transformationen der Arbeitsgesellschaft – wobei in 
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erster Linie betriebliche Erfahrungen betrachtet werden (Menz/Nies 2019; 
Sauer u.a. 2018). Das Konzept der Anspruchsberechtigungserfahrung ist dis-
kriminierungstheoretischen Arbeiten entlehnt (El-Mafaalani u.a. 2017). Dem-
nach wird Diskriminierung vor allem dann öffentlich thematisiert, wenn 
gegenläufige Erfahrungen vorhanden sind, etwa »mit unproblematischer 
Zugehörigkeit sowie mit Anerkennung als gleichberechtigte und gleichwer-
tige Individuen« (Scherr/Breit 2020: 66). Fehlen entsprechende Erfahrungen, 
wird Diskriminierung seltener benannt (El-Mafaalani u.a. 2017; Scherr/Breit 
2020). Daher lässt sich empirisch die scheinbar paradoxe Situation beobach-
ten, dass Diskriminierung umso seltener thematisiert werden, je stärker sie 
Lebensrealitäten prägt (El-Mafaalani u.a. 2017: 50).

Sowohl Ohnmachts- als auch fehlende Anspruchsberechtigungserfahrun-
gen lassen politische Teilhabe unwahrscheinlich werden. Ausgehend von ei-
ner kurzen Bestimmung des Begriffs der (Alltags-)Erfahrung wird diese Dy-
namik im Folgenden anhand von Interviewausschnitten aus den beiden For-
schungsprojekten nachgezeichnet.

2.1. Begriff der (Alltags-)Erfahrung
Für den Begriff der Erfahrung sind mit Bollnow (1974) vier Momente cha-
rakteristisch. Erfahrung ist erstens etwas, was dem Individuum widerfährt: 
»Der Mensch ist in der Erfahrung dem ausgeliefert, was auf ihn zukommt. 
Die Erfahrungen dringen auf ihn ein. Er kann sich ihrer nicht erwehren. Er 
kann auch den Zeitpunkt der Erfahrungen nicht bestimmen. Er muß sie neh-
men, wann sie kommen und wie sie kommen« (ebd.: 2). Erfahrung ist zwei-
tens von einem Moment des Zufalls geprägt, der »von außen hereinbricht, 
unvorhersehbar und unberechenbar« (ebd.: 3). Zentral für Erfahrungen ist 
dabei, dass das, was passiert, nicht dem Erwarteten entspricht: »Erfahrung ist 
enttäuschte Erwartung« (ebd.: 2). Drittens impliziert Erfahrung jedoch auch 
ein Moment der Regelmäßigkeit. Sie setzt voraus, »daß man die betreffen-
de Enttäuschung zu wiederholten Malen in gleicher Weise erlitten hat, so 
daß man dahinter eine bestimmte Regelmäßigkeit vermuten kann« (ebd.: 
3). Viertens steht Erfahrung für einen subjektiven Verarbeitungsprozess, sie 
ist »Antwort auf eine erlittene Enttäuschung, in der sich die sinnhafte Ord-
nung wiederherstellt« (ebd.).

Alltagserfahrungen richten den Blick von den betroffenen Individuen und 
Gruppen aus auf die gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsverhältnisse, 
die ihren Alltag prägen. Eine erfahrungszentrierte Forschungsperspektive 
vermeidet dadurch eine individualisierende Engführung der Frage politi-
scher (Nicht-)Beteiligung. Was alltäglich auf den Menschen »eindringt«, ist 
gesellschaftlich zwar nicht determiniert – da es immer situativ vermittelt 
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ist –, aber doch vorstrukturiert (Adorno 2020). Erwartungshaltungen und 
vermutete Regelmäßigkeiten sind ebenso durch die soziale Position in der 
Gesellschaft – und mit dieser einhergehende wahrscheinliche Erfahrungen 
– vermittelt wie typische Verarbeitungsmuster von Situationen (Bourdieu 
1987). Erfahrungen sind damit gleichzeitig individuell und situativ und ge-
sellschaftlich und strukturell bedingt.

2.2. Ohnmachtserfahrungen
Ohnmachtserfahrungen durchziehen die Interviews beider Forschungspro-
jekte in vielschichtiger Art und Weise. Gesellschaft wird häufig als unver-
änderbar erlebt. Individuelle zeitliche und psychische Ressourcen reichen 
nicht aus, um die Probleme zu bewältigen, denen Geflüchtete alltäglich ge-
genüberstehen. Ihre Erfahrungen lassen sich in öffentlichen Diskursen nicht 
artikulieren oder hörbar machen. Ohnmacht wird dabei sowohl situativ er-
fahren, das heißt als Unfähigkeit, eine konkrete Situation durch eingreifen-
des Handeln aktiv zu beeinflussen, als auch systematisch oder strukturell, 
das heißt als Unmöglichkeit, durch strategisches Handeln die eigene Zukunft 
zu beeinflussen. Ein typisches Beispiel für situative Ohnmachtserfahrungen 
ist die folgende Passage, in der ein Bewohner einer Flüchtlingsunterkunft 
einen gewaltsamen Übergriff durch Securities beschreibt:

»Die Auseinandersetzung [mit den Securities] ging so weit, dass meine Frau 
irgendwann auf dem Boden lag. Auch sie wurde mehrfach ins Gesicht geschla-
gen, an den Haaren gezogen und in den Bauch getreten. Meine Frau wurde 
krankenhausreif geprügelt. Alle haben gesagt, sie muss jetzt ins Krankenhaus. 
Das Problem war aber: Wenn die Flüchtlinge von dort [der Erstaufnahmeein-
richtung] aus den Krankenwagen gerufen haben, waren die nicht bereit zu 
kommen. Und vom Personal wollte keiner den Krankenwagen rufen. Die Poli-
zei erschien dann vor Ort. Ich bin zu einem Beamten hingegangen und wollte 
mit ihm sprechen. Er sagte: ›Sei still.‹ Ich habe daraufhin geantwortet: ›War-
um soll ich still sein? Weil ich ein Flüchtling bin?‹, ›Ja, weil Sie ein Flüchtling 
sind. Sei still!‹, hat er gesagt.« (Asylsuchender, 29.1.2021)

Die situative Ohnmacht gegenüber der Gewalt durch die Securities wird durch 
das Personal (»wollte keiner den Krankenwagen rufen«) und die Polizei (»sei 
still«) verstärkt, während eine eigenständige Lösung der Situation verstellt 
ist (»Krankenwagen […] nicht bereit zu kommen«). Strukturelle Ohnmachts-
erfahrungen treten insbesondere in Zusammenhang mit den bürokratischen 
Prozeduren des Asylverfahrens auf, in denen sich der Staat als unlesbar, un-
berechenbar und kaum beeinflussbar erweist (Eule u.a. 2019; Huke 2021b). 
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Das folgende Beispiel zeigt, wie durch das Asylverfahren eine Sprachlosigkeit 
auch gegenüber Grundrechtsverletzungen erzeugt wird:

»Wir hörten immer wieder von Vorfällen, dass junge Frauen im Camp, wäh-
rend sie geduscht haben, von den Securities belästigt wurden. Die Duschka-
binen hatten keine Tür, sondern nur einen Plastikvorhang, und während die 
jungen Frauen geduscht haben, haben die Securities da einfach reingeguckt. 
Die Frauen hatten Angst, sich zu beschweren […]. Flüchtlinge […] sind sowieso 
massiv von der Angst geprägt, dass […] alles, was sie sagen und machen, ge-
gen sie verwendet werden kann. Die, die wir gefragt haben […], haben gesagt: 
›Wir können uns nicht darüber beschweren, nicht, dass es unserem Asylver-
fahren schadet.‹« (Asylsuchender, 29.1.2021)

Der Staat erscheint hier nicht als möglicher Adressat politischer Forderun-
gen, sondern wesentlich als repressiv. Politische Nicht-Teilhabe wird vor 
diesem Hintergrund strategisch rational, da sie Enttäuschungen verhindert 
und es vermeidet, dass Ressourcen in eine erfahrungsgemäß voraussichtlich 
wenig erfolgreiche politische Teilhabe (fehl-)investiert werden (Goldthor-
pe 1998). Die Folge sind Umgangsstrategien mit Alltagsproblemen, die von 
»achselzuckende[r] Resignation« (Nachtwey 2016) und »erlernte[r] Hilflosig-
keit« (Seligman 1972) gekennzeichnet sind. Die folgende Interviewsequenz 
verdeutlicht, wie Ohnmachtserfahrungen nachfolgende Strategien prägen:

»Was mich richtig ärgert in Kontakt mit der Ausländerbehörde ist, dass ich 
die Geflüchteten immer wieder ermutige, selbst hinzugehen, wenn ich denke, 
die sprechen B2, […] die können […] sich alleine um ihre Sachen kümmern. 
Und dann kommen die zurück und sagen: ›Die Frau so und so hat gesagt, sie 
kann da nichts machen.‹ Und dann ist klar, wenn ich da noch mal anrufe […], 
kann man plötzlich doch was machen. Und […] das ärgert mich so […]. Dass 
die Leute immer wieder die Erfahrung machen: Wenn ich allein hingehe, das 
reicht nicht, ich brauche jemand Deutsches, haupt- oder ehrenamtlich, egal, 
dann sind plötzlich Dinge möglich. Die Leute, die wissen das und immer, wenn 
ich dann sage: […] ›Geh doch heute allein zum Sozialamt, das kriegst du hin.‹ 
›Nee, komm doch mit.‹« (Beratungsstelle, 25.9.2018)

Ohnmacht wird hier im oben skizzierten theoretischen Sinne erfahren, in-
dem aus wiederholt auftretenden Situationen eine bestimmte Regelmäßig-
keit – der eigenen Handlungsunfähigkeit – abgeleitet und zu einer sinnhaf-
ten Ordnung verdichtet wird (»die wissen das«). In diesem Zusammenhang 
wird die Ohnmachtserfahrung normalisiert, während die Strukturen, die 
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sie hervorrufen, und die mit ihnen verbundenen Formen von Ungleichheit, 
tendenziell unsichtbar bleiben. Besonders prägnant zeigt diese Dynamik ein 
Interviewausschnitt, in dem die Bewohnerin einer Erstaufnahmeeinrichtung 
über ihre Rassismuserfahrungen spricht:

»Wenn ich von hier bis zur Bushaltestelle laufe, werde ich sicherlich Rassis-
mus erleben. Manchmal siehst du nur jemanden, der diesen rassistischen 
Blick hat. […] Es ist sehr schwer, wenn dich jemand ansieht, als würdest du 
hier nicht hingehören. Es ist hart, aber wir finden Wege, wie wir überleben. 
[…] Am Anfang hat es mich wirklich aufgefressen. Ich habe mich unwohl da-
bei gefühlt, in Restaurants zu gehen und von diesen Fremden angestarrt zu 
werden. […] Ich hatte Angst, in den Bus einzusteigen. Ich muss einfach damit 
leben […]. Ich habe nicht die Macht, das zu ändern. […] Am Anfang war ich 
so: Warum, warum, warum? Aber es macht keinen Sinn, sich immer wieder 
diese Frage zu stellen.« (Asylsuchende, 13.11.2020)

Da »die Macht, das zu ändern« fehlt, scheint es sinnlos, die Rassismuserfah-
rungen (»Warum, warum, warum?«) politisch infrage zu stellen. Daraus re-
sultiert eine resignative Haltung gegenüber entsprechenden Erfahrungen. 
Konsequenz von Ohnmachtserfahrungen ist somit, dass die Betroffenen po-
litisch verstummen: »Manchmal […] entscheide ich mich einfach, stumm 
zu bleiben […], weil wenn du etwas sagst, bedeutet es nichts. Niemand wird 
dir glauben« (Asylsuchender, 11.12.2020). Die fehlende Anerkennung ihrer 
Diskriminierungs- und Ungleichheitserfahrungen kann sich für die Betrof-
fenen als Dauerbelastung erweisen (Franklin u.a. 2006; Yeboah 2017). Eine 
Mitarbeiterin des kommunalen Integrationsmanagements erzählt, sie habe 
in ihrer Arbeit den Eindruck, 

»dass es immer eine Anstrengung bedeutet, eine zusätzliche. […] Viele, die von 
Rassismus betroffen sind oder sein können, [versuchen] sich auch besonders 
unsichtbar zu machen oder devot oder angepasst zu verhalten […], versuchen 
dem aus dem Weg zu gehen. Das ist aber eine zusätzliche Anstrengung. Weil 
artikulieren oder das irgendwo einfordern, eine andere Behandlung, das kön-
nen sie ja nicht. Sie sind ja nicht diejenigen, die die Regeln bestimmen und das 
[…] zeigt, dass da natürlich diese Willkür da ist. Wie reagiert jemand? Wer hat 
die Macht zu entscheiden, wer was getan hat? […] [W]as wirkt glaubwürdig? 
[…] Vermeidung […] [ist] auch kraftraubend […]. Ständig spielt das mit […], 
weil du musst immer gefasst sein, dass was kommt. Und wie gehst du dann 
damit um, dass du weder dich aufregst noch krank wirst?« (Kommunales In-
tegrationsmanagement, 17.4.2019)
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Ohnmacht umfasst hier nicht nur die Schwierigkeit, Rassismuserfahrungen 
durch eigenes Handeln zu verhindern, sondern auch die fehlende Sichtbar-
keit der eigenen Erfahrungen (»Was wirkt glaubwürdig?«).

2.3. Fehlende Anspruchsberechtigungserfahrungen
Im Interviewmaterial beider Forschungsprojekte zeigt sich, dass die depoliti-
sierende Wirkung von Ohnmachtserfahrungen durch fehlende Anspruchsbe-
rechtigungserfahrungen verstärkt wird. Da Erfahrungen von Gleichheit und 
Solidarität alltäglich ausbleiben, nehmen sich Geflüchtete teilweise selbst als 
»Andere« wahr (Kilomba 2003). Ungleichheitserfahrungen werden von ih-
nen habitualisiert und erscheinen als normal und kaum hinterfragbar (Bour-
dieu 1987). Ein typisches Beispiel ist eine Sequenz aus einem Interview mit 
einer Mitarbeiterin einer Arbeitsrechtsberatungsstelle. Sie berichtet, dass 
Arbeitsrechtsverletzungen und Diskriminierung im Betrieb von den Ratsu-
chenden teilweise nicht hinterfragt würden. Ursache sei nach ihrer Einschät-
zung eine Selbstwahrnehmung als Ausländer, mit denen qua Status anders 
umgegangenen werde:

»[Es sind] so Sachen dann gefallen […] wie: ›Ja, das machen die, weil wir Aus-
länder sind.‹ ›Ja, das ist anders für uns als Ausländer.‹ […] Aber mit so einer 
Selbstverständlichkeit, so, als wenn das einfach okay wäre und es ist halt so 
und es wird so hingenommen. […] Nicht […]: ›Wir werden diskriminiert, weil 
wir Ausländer sind und […] wir machen jetzt was dagegen.‹ Sondern: ›Ja, es 
ist so, wir sind Ausländer.‹« (Beratungsstelle, 10.10.2018)

Wenn Anspruchsberechtigungserfahrungen fehlen – und mit ihnen Vorstel-
lungen davon, dass es anders sein könnte –, wird gesellschaftliche Ungleich-
behandlung zu einer Art Selbstverständlichkeit, die als normal hingenom-
men wird. Eine mögliche Folge ist ein Rückzug aus gesellschaftlichen Aus-
handlungsprozessen, so die Erfahrung des Mitarbeiters einer Beratungsstelle:

»Wenn man den Geflüchteten das Gefühl gibt: ›Ihr seid nur Geflüchtete, des-
wegen ist es in Ordnung‹, dann brauchen wir uns auch nicht zu wundern, 
wenn sie sich zurückziehen oder abschotten und nie das Gefühl haben: ›Ich 
gehöre jetzt dazu‹, obwohl sie es gerne hätten, weil sie das Gefühl haben, die 
Gesellschaft will das ja nicht.« (Beratungsstelle, 5.12.2018)

Das Gefühl nicht anspruchsberechtigt zu sein, wird dabei durch systematisch 
wiederholte Ungleichheitserfahrungen produziert, die dazu führen, dass Be-
troffene »verstehen«, dass für sie gesellschaftliche Gleichheitsversprechen 
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nicht oder nur begrenzt gelten. Ein Ehrenamtlicher, der Geflüchtete unter-
stützt, berichtet von einem Fallbeispiel:

»Ich kenne viele Frauen, die Kopftuch tragen. Die haben hier einiges auszu-
halten […]. Auch das eritreische Mädchen […] hat mir […] erzählt, dass sie 
ganz oft den Stinkefinger gezeigt bekommt. Dass sie angeschrien wird. Das 
hat sie am Anfang nicht verstanden. Mittlerweile versteht sie das.« (Ehren-
amtlicher, 4.7.2018)

Die Erfahrung, als »fremd« gelesen zu werden, schreibt sich insbesondere 
dort in Betroffene ein, wo sie sich häufiger wiederholt und dadurch als sys-
tematische Ungleichbehandlung erfahren wird (Scherr/Breit 2020: 54), etwa 
als Gefühl, nicht gleichberechtigt Teil der bestehenden Aushandlungsprozes-
se und institutionellen Arrangements der liberalen Demokratie zu sein. Ihre 
»Anwesenheit bleibt so Ausnahmezustand, ihre Anerkennung immer unter 
Vorbehalt« (El-Tayeb 2020: 114).

Entsprechende Erfahrungen machen Geflüchtete nicht nur in der Öffent-
lichkeit, sondern auch im Umgang mit dem Sozialmanagement in Unterkünf-
ten, Behördenmitarbeitenden oder der Polizei (etwa »Ja, weil Sie ein Flücht-
ling sind.«, siehe oben). Eine Interviewpartnerin erzählt, wie sie von ihrer 
Ankunft in der Flüchtlingsunterkunft an das Gefühl vermittelt bekommt, 
nicht anspruchsberechtigt zu sein:

»Am ersten Tag haben sie mich mit in dieses Zimmer genommen, in dem wir 
zu fünft waren. Es gab nur einen einzigen Schlüssel für die Tür. Ich bin auf die 
Toilette gegangen und als ich zurückkam war die Tür zugeschlossen. Ich bin 
deshalb dahin [zum Büro des Sozialmanagements] und war so: ›Entschuldigen 
Sie, kann ich mit Ihnen sprechen?‹ Und der Typ starrte mich nur an, ohne ein 
Wort zu sagen. Er machte gerade nichts, trank nur einen Kaffee. Ich fragte 
noch ein letztes Mal und er hob nur seine Hand so. Im Sinne von: Bleib drau-
ßen! Ich blieb dort für 30 Minuten. Dann sagte ich so: ›Ich kann nicht länger 
bleiben. Ich muss sie nur etwas fragen und Sie wissen nicht einmal, was. Ich 
bin nicht richtig angezogen und Sie wollen, dass ich hierbleibe. Alle kommen 
einfach vorbei. Ich kann hier so nicht bleiben.‹ Und er so: ›Sie müssen war-
ten, bis ich fertig bin.‹ Das war mein erster Tag.« (Asylsuchende, 13.11.2020)

Die von ihr beschriebene Abwertung und Ungleichbehandlung (»starrte 
mich nur an«, »hob nur seine Hand«) ist für sie typisch für ihre alltäglichen 
Erfahrungen in der Flüchtlingsunterkunft, aber auch in Behörden. Gleich-
heits- und mit ihnen Anspruchsberechtigungserfahrungen werden im In-
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terviewmaterial auch durch vereinzelnde und sozial isolierende Lebensum-
stände erschwert (z.B. traumatische Erfahrungen im Herkunftsland, den Pro-
zess der Flucht oder das Unterkunfts- und Asylsystem in Deutschland oder 
Sprachbarrieren unter Bewohner*innen von Flüchtlingsunterkünften (Huke 
2020). Die räumliche Enge in Flüchtlingsunterkünften wirkt eher trennend 
als vergemeinschaftend, da sie systematisch Konflikte produziert, wie ein 
Interviewpartner feststellt:

»Es war wirklich schrecklich. Verschiedene Meinungen, verschiedene Ideen, 
du wohnst mit anderen Leuten in einem Zimmer, alle wollen zu ihrem Recht 
kommen. Stell dir vor, jemand öffnet die Tür und knallt sie zu. Die andere 
Person sagt: ›Knall die Tür nicht zu.‹ Solche alltäglichen Dinge. ›Ich hatte 
hier etwas aufgehoben, dein Kind hat es weggenommen.‹ Oder: ›Du warst zu 
lange im Bad.‹ Diese ganzen Sachen, das bringt nur Probleme.« (Asylsuchen-
der, 11.12.2020)

Individuelle Erfahrungen können dadurch nur begrenzt geteilt, gemeinsam 
reflektiert und in kollektive Forderungen übersetzt werden (Espinar/Abel-
lán 2012).

3. Ein erfahrungs- und gesellschaftszentriertes Erklärungsmodell 
für politische Ungleichheit

Die in den Interviews sichtbar werdende alltägliche Erfahrung, sich ohn-
mächtig zu fühlen und nicht anspruchsberechtigt zu sein, hat gravierende 
Auswirkungen auf politische Gleichheit: Je stärker sie ausgeprägt ist, umso 
unwahrscheinlicher wird tendenziell politische Partizipation. Die Wahr-
scheinlichkeit entsprechender Erfahrungen hängt gleichzeitig von der (in-
tersektionalen) sozialen Position in der Gesellschaft ab. Ohnmacht und das 
Gefühl, nicht anspruchsberechtigt zu sein, sind entlang gesellschaftlicher 
Macht- und Herrschaftsverhältnisse differenziell verteilt. Sie sind insbeson-
dere in prekären Lebenslagen (Wimbauer/Motakef 2021) wahrscheinlich, die 
durch multiple Ausgrenzungs- und Diskriminierungsstrukturen und einge-
schränkte Ressourcen gekennzeichnet sind. Entsprechende Erfahrungen 
übersetzen soziale Ungleichheit in politische Ungleichheit: Marginalisierte 
erfahren sich häufiger als ohnmächtig und seltener als anspruchsberechtigt, 
während Menschen in privilegierteren sozialen Positionen sich nicht nur 
als handlungsmächtiger, sondern auch als anspruchsberechtigter erleben. 
Während letztere in der Folge politische Prozesse dominieren, werden die 
Erfahrungen der ersteren kaum noch in öffentlich artikulierte Forderungen 
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übersetzt, wodurch die Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die ihren Alltag 
prägen, normalisiert und politisch unsichtbar werden: »Wer re-präsentiert 
werden will, muss zuerst Präsenz zeigen. Unabhängig davon, ob politische 
Prozesse deliberativ oder klassisch repräsentativ organisiert sind, liegt darin 
die Existenzfrage für schwache Interessen« (Ruß 2009: 255f.).

Die im vorliegenden Artikel skizzierte Situation von Geflüchteten ist da-
bei eine recht spezifische, da dem Aufenthaltsrecht (etwa Erfahrungen mit 
Behörden) und dem Migrationsregime (etwa der Situation in den Unterkünf-
ten) in der Erfahrungswelt eine zentrale Rolle zukommt. Politische Teilha-
be ist qua Staatsbürgerschaft stark eingeschränkt (etwa durch die fehlende 
Beteiligungsmöglichkeit an Wahlen). Trotz dieser Spezifika zeigen sich ver-
gleichbare Wirkungsmechanismen politischer Ungleichheit auch in empiri-
schen Forschungsarbeiten zu anderen gesellschaftlichen Gruppen. So ver-
weisen etwa Studien zu Alltagserfahrungen und politischer Teilhabe von Ar-
mutsbetroffenen oder prekär Beschäftigten (Bluhm u.a. 2021; Neuhauser u.a. 
2021; Voigtländer 2015) oder Menschen mit Rassismuserfahrungen in pre-
kären Lebenslagen (Scherr/Breit 2020) auf ähnliche typische Erfahrungen, 
beispielsweise dass die Gesellschaft als unveränderbar erscheint, Lebensum-
stände sozial isolieren, Ressourcen unzureichend sind, eine Selbstwahrneh-
mung als »Andere« entwickelt wird oder Forderungen öffentlich kein Gehör 
finden. Auch die strategischen Reaktionen ähneln sich, etwa, dass Menschen 
mit »achselzuckender Resignation« reagieren, ihre Forderungen an vermu-
teten (sehr begrenzten) Möglichkeiten ausrichten und ihre alltäglichen Er-
fahrungen nur selten in Forderungen übersetzen (Huke 2020). Der Blick auf 
»miserable Lebensbedingungen [von Geflüchteten]« (Seukwa 2017: 75) ver-
rät damit über die Erfahrungen der spezifischen Gruppe hinaus »viel über 
die Natur des Systems« (ebd.: 75).

Die erfahrungs- und gesellschaftszentrierte Perspektive verändert ge-
genüber individualistischen und systemischen Perspektiven das Verständnis 
politischer Ungleichheit. Diese erscheint weder allein als Effekt individuell 
»mangelnder Kompetenzen, Motivations-, Sprach-, Wissensdefizite« (Lösch 
2013: 119) noch primär als Folge der »Regeln, […] spezifischen Sprache und 
[…] Kultur« (Lösch 2013: 129) sowie der »Teufelskreis[e]« (Schäfer 2015: 89) 
des politischen Systems. Sie wird vielmehr als Problem durch gesellschaft-
liche Macht- und Herrschaftsverhältnisse produzierter sozial positionierter 
Alltagserfahrungen sichtbar. Ressourcen und Kompetenzen spielen für ent-
sprechende Erfahrungen zwar ebenso eine Rolle wie die Nähe oder Distanz 
zum politischen System. Alltägliche Erfahrungen sind jedoch immer mehr: In 
ihnen dringt soziale Ungleichheit zunächst gewissermaßen »unvorhersehbar 
und unberechenbar« (Bollnow 1974: 2) auf Menschen ein, wodurch sie einen 
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Sinn für ihre soziale Position in der Gesellschaft und damit verbundene ver-
mutete Regelmäßigkeiten entwickeln. Das politische Gleichheitsversprechen 
wird dabei alltäglich »enttäuscht […]« (ebd.), was subjektiv relativ wahr-
scheinlich2 darüber verarbeitet wird, dass Ungleichheit habitualisiert wird: 

2  Bei den im vorliegenden Artikel empirisch und theoretisch rekonstruierten Beziehungen 
zwischen Alltagserfahrungen und (ungleicher) politischer Teilhabe handelt es sich »nicht 
um deterministische, sondern eben nur [um] wahrscheinliche Zusammenhänge« (Scherr 
2014: 296). Die »Wirkungsmächtigkeit sozialer Strukturen aufzuzeigen« (ebd.: 295) heißt 
nicht, davon auszugehen, dass sie in jeder Situation die gleichen Effekte haben oder sub-
jektiv gleich verarbeitet werden. Über einen längeren Zeitraum hinweg wiederholte Ohn-
machts- und fehlende Anspruchsberechtigungserfahrungen gehen nicht notwendig mit po-
litischer Nicht-Teilhabe einher, sie lassen diese nur wahrscheinlicher werden.

Tabelle 1: Ohnmachts- und fehlende Anspruchsberechtigungserfahrungen als 
Erklärungsmodell für politische Ungleichheit

Quelle: Eigene Darstellung
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Menschen beginnen, in ihren Handlungen bereits davon auszugehen, dass 
das Versprechen politischer Gleichheit für sie nicht oder nur sehr begrenzt 
gilt. Dort, wo Menschen sich alltäglich weder als handlungsfähig noch als an-
spruchsberechtigt erfahren, wird es rational, sich politisch nicht zu beteili-
gen. Situative Ohnmachts- und fehlende Anspruchsberechtigungserfahrun-
gen wirken dabei durch ihre subjektive Verarbeitung – in der versucht wird, 
aus den Erfahrungen eine »sinnhafte Ordnung« (ebd.: 3) zu rekonstruieren – 
nach: Sie bewirken, dass Menschen in folgenden Situationen ihr Handlungs-
repertoire einschränken, um Enttäuschungen zu vermeiden und Ressourcen 
zu schonen (Huke 2021b: 93ff.). Ohnmacht und fehlende Anspruchsberechti-
gung in vermeintlich unpolitischen Lebenssituationen – etwa dem Kontakt 
mit dem Sozialmanagement in einer Flüchtlingsunterkunft – haben dadurch 
dort, wo sie wiederholt auftreten, Folgeeffekte für politische Teilhabe.

4. Politische Gleichheit als Gesellschaft transformierendes Projekt

Die im Artikel skizzierte erfahrungs- und gesellschaftszentrierte Perspektive 
auf politische Ungleichheit bietet forschungspraktisch die Möglichkeit, alltäg-
liche Entstehungsbedingungen politischer Ungleichheit an der Schnittstelle 
struktureller Macht- und Herrschaftsverhältnisse und situativer Erfahrungen 
zu analysieren. Der Fokus darauf, unter welchen Umständen Handlungsfä-
higkeit sowie Anspruchsberechtigung alltäglich erfahrbar sind, wirft dabei 

Tabelle 2: Erklärungsmodelle für politische Ungleichheit

Quelle: Eigene Darstellung
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nicht nur ein neues Licht auf politische Nicht-Teilhabe von Menschen in pre-
kären Lebenslagen, er ermöglicht es potenziell auch, Handlungsmacht und 
das (privilegierte) Gefühl der Anspruchsberechtigung derjenigen in den Blick 
zu nehmen, die politisch aktiv partizipieren. Statt »den betroffenen Indivi-
duen und Gruppen zugeschrieben« (Lösch 2013: 119) zu werden, gerät poli-
tische Ungleichheit darüber als konflikthafte gesellschaftspolitische Frage in 
den Blick. Der Fokus auf Ohnmachts- und fehlende Anspruchsberechtigungs-
erfahrungen zeigt, dass politische Ungleichheit nicht unabhängig von den 
alltäglichen Auswirkungen einer von Macht- und Herrschaftsverhältnissen 
durchzogenen Gesellschaft verstanden werden kann.

Werden sozial positionierte Alltagserfahrungen in den Mittelpunkt der 
Analyse gestellt, verschiebt sich gegenüber politikwissenschaftlich domi-
nanten Perspektiven auf politische Ungleichheit, die wesentlich individu-
elle Kompetenzen oder Ressourcen sowie institutionelle Verfahrensweisen 
fokussieren, auch die theoretische Perspektive auf Demokratie: Im Rahmen 
gesellschaftlicher Verhältnisse, die ohnmächtig machen und Anspruchsbe-
rechtigungserfahrungen verweigern, ist politische Gleichheit nicht realisier-
bar. Das demokratische Versprechen gleichberechtigter politischer Teilhabe 
wird nicht – oder nur sehr selektiv – eingelöst. Demokratie kann vor diesem 
Hintergrund nicht als Zustand oder institutionell fixierbare Ordnung ge-
dacht werden, sondern muss notwendig als zukunftsoffenes Projekt der De-
mokratisierung nicht nur der Institutionen, sondern auch und insbesondere 
der Ungleichheitsverhältnisse, die den Alltag der Menschen prägen, verstan-
den werden: Politische Gleichheit zu verwirklichen impliziert immer auch 
die Notwendigkeit, die Ungleichheitsachsen gesellschaftlicher Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse alltäglich in Frage zu stellen und zu durchbrechen.
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